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Amts⸗ 


der Königlichen Regier 
Nro. 41. 


Marienwerder, 


Blatt 


ung zu Marienwerder. 
1896. 


den 7. Oktober 1896. 


Die Nummer 25 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 

Nr. 9851 den Staatsvertrag, betreffend den Bau 
und Betrieb einer Eiſenbahn von Friedrichsdorf nach 
Friedberg, vom 19./15. Februar 1896. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 
Bekanntmachung. 

Für die im Jahre 1897 in Berlin abzuhaltende 
Turnlehrerprüfung iſt Termin auf Dienſtag, den 23. 
Februar 1897 und die folgenden Tage anberaumt 
worden. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden Be⸗ 
werber ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde ſpäteſtens 
bis zum 1. Januar 1897, Meldungen anderer Bewerber 
bei derjenigen Königlichen Regierung, in deren Bezirk 
der Betreffende wohnt, ebenfalls bis zum 1. Januar 
k. Is. anzubringen. | 


1) 


Nur die in Berlin wohnenden Bewerber, welche 


in keinem Lehramte ſtehen, haben ihre Meldungen bei 
dem Königlichen Polizei⸗Präſidium hierſelbſt bis zum 


1. Januar k. Is. einzureichen. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichtigung 
finden, wenn ihnen die nach § 4 der Prüfungsordnung 
vom 15. Mai 1894 vorgeſchriebenen Schriftſtücke 
ordnungsmäßig beigefügt ſind. 

Die über Geſundheit, Führung und Lehrthätig- 
keit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer Zeit 
ausgeſtellt ſein. 

Die Anlagen jedes Geſuches ſind zu 
einem Hefte vereinigt vorzulegen. 


Berlin, den 15. September 1896. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
Kügler. 


2) Der Bundesrath hat in ſeiner Sitzung vom 9. Juli 1896 nachſtehende 


Beſtimmungen 
vom 16. Juni 1882, betreffend die Einrichtung von Strafregiſtern und die 


zur Abänderung der Verordnung 
1 weichſelſeitige Mittheilung der Strafurtheile, 


beſchloſſen: 
Artikel 1. 


hat Die durch die Verordnung BS 16. Juni ro eingeführten Formulare A bis C er- Otn 
alten die aus den Anlagen erſichtliche abgeänderte Faſſung. 1 
ee . a 
Im $ 15 der Verordnung werden als Abſatz 2 bis 5 folgende Beſtimmungen eingeſtellt: 

Der Inhalt mehrerer dieſelbe Perſon betreffenden Vermerke kann in eine Strafliſte über⸗ 
tragen werden. 

Als Strafliſte dient die erſte, dieſe Perſon betreffende Strafnachricht A oder das Formular 
zu einer ſolchen Strafnachricht; erforderlichenfalls wird die Liſte auf einem beigefügten Bogen 
fortgeſetzt. In die Lifte wird der weſentliche Inhalt der Vermerke nach den beiliegenden 
Muſtern eingetragen. Erhebliche Abweichungen in den die Perſon betreffenden Angaben werden 
auf der Vorderſeite der Liſte unter Hinweis auf die laufende Nummer der Eintragungen vermerkt. 

Iſt eine Strafliſte angelegt, ſo können die Urſchriften der in dieſelbe übertragenen Ver⸗ 
merke aus dem Regiſter entfernt werden. 

Mittheilungen über die im Auslande erf 
nicht aufgenommen, 
zu berückſichtigen. 


pa 
Èr 


olgten Verurtheilungen werden in die Straflifte 
find aber mit diefer im Regiſter aufzubewahren und bei Auskunftsertheilungen 


Arti el 3. 
Der § 16 der Verordnung wird folgendermaßen abgeändert: 
16 


Vermerke über Perſonen, deren Tod dem das Regiſter führenden 
gewieſen wird, ſind aus dem Regiſter zu entfernen. 
Ausgegeben in Marienwerder am 8. Oktober 1896. 


Beamten glaubhaft nach⸗ 


— BI - 


Im Uebrigen dürfen die Vermerke nicht vor dem Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem 
der Verurtheilte das 80. Lebensjahr vollendet, aus dem Regiſter entfernt werden. 
Artikel 4. 
Nach § 17 der Verordnung wird folgender § 17a eingeſchaltet: 
> 17a 


Iſt die Perſon, über welche die Auskunft ertheilt werden fol, wegen einer oder mehrerer 
der im § 361 Nr. 1 bis 8 des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Uebertretungen wiederholt ver⸗ 
urtheilt, und hat die erſuchende Behörde nicht ausdrücklich einen vollſtändigen Auszug verlangt, 
ſo brauchen für die einzelnen Arten dieſer Uebertretungen nur je die drei letzten Verurtheilungen 
und außerdem diejenigen, bei welchen zugleich gemäß § 362 Abſatz 2 des Strafgeſetzbuchs auf 
Ueberweiſung an die Landespolizeibehörde erkannt worden iſt, geſondert und vollſtändig in die 
Auskunft nach Formular C aufgenommen zu werden. Hinſichtlich der übrigen Verurtheilungen 
genügt es, wenn für jede Uebertretungsart die Zahl dieſer Verurtheilungen angegeben wird. 

Se 
Nach § 18 der Verordnung wird folgender $ 18a eingeſchaltet: 
18 


E 
Steckbriefnachrichten. 

D: Die Strafregiſter können zur Ermittelung ſteckbrieflich Verfolgter benutzt werden. Zu dieſem 
dee Zwecke giebt die verfolgende Behörde unter Verwendung des Formulars D der zuſtändigen 
N Regiſterbehörde von dem Erlaſſe des Stedbriefs Nachricht. Führt der Verfolgte befugter: oder 

unbefugterweiſe mehrere Familiennamen, ſo werden auf die einzelnen Namen befondere Stedbrief: 
nachrichten ausgefertigt; jede dieſer Nachrichten hat einen Hinweis auf die anderen zu enthalten. 

Erledigt ſich der Steckbrief durch Ergreifung des Verfolgten oder auf andere Weiſe, ſo iſt 
dies der Regiſterbehörde mitzutheilen. 

Der mit der Führung des Regiſters betraute Beamte hat ſofort nach dem Eingang einer 
Steckbriefnachricht zu prüfen, ob Strafnachrichten über den Verfolgten vorhanden ſind. Ergiebt 
ſich, daß mit Rückſicht auf den Geburtsort des Verfolgten eine andere Regiſterbehörde zuständig 
iſt, ſo hat er die Steckbriefnachricht an dieſe abzugeben und der verfolgenden Behörde hiervon 
Mittheilung zu machen. 

Iſt nach dem Inhalt des Strafregiſters anzunehmen, daß der Verfolgte ſich in Haft befindet 
oder iſt ſein Aufenthalt ſonſt bekannt, ſo hat der Regiſterbeamte die Steckbriefnachricht mit der 
entſprechenden Auskunft der verfolgenden Behörde wieder zu überſenden. Iſt der Aufenthalt 
des Verfolgten nicht bekannt, liegt aber aus der letzten Zeit eine Strafnachricht oder ein Erſuchen 
um Auskunft über den Verfolgten ſeitens einer anderen Behörde vor, ſo hat der Beamte hier⸗ 
über der verfolgenden Behörde unter Zurückbehaltung der Steckbriefnachricht beſondere Mit⸗ 
theilung zu machen. 

Nach Maßgabe des vorhergehenden Abſatzes iſt auch zu verfahren, wenn ſpäter der Auf: 
enthalt des Verfolgten bekannt wird oder von einer anderen Behörde eine Strafnachricht oder 
ein Erſuchen um Auskunftsertheilung eingeht. 

Liegen hinſichtlich einer Perſon Steckbriefnachrichten von verſchiedenen Behörden vor, ſo iſt 
jeder dieſer Behörden von den Nachrichten der anderen Behörden Mittheilung zu machen. 

Solange der Aufenthalt des Verfolgten nicht bekannt iſt, wird die Steckbriefnachricht im 
Strafregiſter aufbewahrt. Sie wird vernichtet, wenn eine Mittheilung über die Erledigung des 
Steckbriefs eingeht oder wenn ſeit der 1 drei Jahre verfloſſen ſind. 

Artikel 6 

Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 1. Oktober 1296 in Wirkſamkeit. 

Die bisher vorgeſchriebenen Formulare zu den Strafnachrichten und Auskunftsertheilungen dürfen, 
ſoweit der vorhandene Vorrath reicht, noch bis zum 31. Dezember 1896 verwendet werden. Jedoch iſt die 
Verwendung des bisherigen Formulars A zur Anlegung einer Strafliſte ausgeſchloſſen. 

Vermerke, welche auf Grund der bisherigen Faſſung des § 16 der Verordnung vom 16. Juni 1882 
aus dem Strafregiſter entfernt wurden, nach Maßgabe der neuen Faſſung desſelben aber darin zu belaſſen 
wären, ſind, ſoweit ſie noch vorhanden, in dasſelbe wieder einzuordnen. 

Berlin, den 6. Auguſt 1896. 

Der Reichskanzler. 
Im Auftrage: Gutbrod. 


Vorſtehende Beſtimmungen bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntniß. 
Marienwerder, den 29. September 1896. Der Regierungs⸗Präſident. 


Mittheilende Behörde: Strafnachricht (B) für das Strafregiſter zu Aktenzeichen: 
Polizeipräsidium Dresden 1 
Berlin I 2305 


e ati 
WITT Leere rh vi 


Familienname (bei Frauen Geburtsname): Schmid 
Vornamen (Rufname zu unterſtreichen:) Johanne Friederike 
Familienſtand: ledig verheiralhet verwitwet geſchieden 


Bor: und Familien⸗(Geburts ) name 
des (bezw. früheren) Ehegatten: Friedrich August Schulze 


Des Vaters Vor- und Familienname: (unehel.) 


Der Mutter Vor: und Geburtsname: Auguste Wilhelmine Sehmid 


Ge: Tag: 15. Se: Gemeinde: Dresden Landgerichtsbezirr: Dresden 
burts⸗ Monat: April burts⸗ ev. Straße, Stadttheil! Neustadt Sachsen 
tag. Jahr: 1864 ort. Verwaltungsbezirk! Dresden 58 j 
7— — — 
Wohnort: ohne ev. letzter Aufenthaltsort: Charlottenburg 
— — — — 
Stand (Beruf, Gewerbe): ohne ev. Stand des Ehemanns: Schuhmacher 


— — — — — — 
Vorſtehend bezeichnete Perſon, 


verurtheilt durch Urtheil des Kgl. Laudgerichts 
II Berlin 


vom 5. Juli 1894 


wegen Landstreichens 
iſt laut Beſchluß des Kgl. Polizeipräsidenten zu Berlin 


vom 8. Juli 1894 
auf Grund des § 362 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs auf 3 Monate dem Arbeitshaus zu Rummels- 
burg überwiesen worden. 


Datum: Berlin, den 9. Juli 1894. 


Die Richtigkeit beſcheinigt: N. N. 
t Ober-Regierungsrath. 
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Verfolgende Behörde: Steckbriefnachricht (D) für das Strafregiſter zu Aktenzeichen: 


Familienname (bei Frauen Geburtsname): 


Vornamen (Rufname zu unterſtreichen): 


— —— — un 
Familienſtand: ledig verheirathet verwittwet geſchieden 
Vor- und Familien⸗(Geburts⸗)name 
des (bezw. früheren) Ehegatten: 

K„———T—T—T—T w ⅛ m . a 


Des Vaters Vor: und Familienname: 


Der Mutter Vor- und Geburtsname: 


Ge⸗ Gemeinde. Landgerichtsbezirk: 
b urts⸗ ev. Straße, Stadttheil: Staat: 
ort. Verwaltungsbezirk: 


Gez „ 2: 
bur t8- Monat: 
tag. Jahr: 


Wohnort: ev. letzter Aufenthaltsort: 
— EEE 
Stand (Beruf, Gewerbe): ev. Stand des Ehemannes: 


— a 
Vorbeſtraft wegen Verbrechen, Vergehen oder aus $ 361 Nr. 1—8 Strafgeſetzbuchs: nein ja 
zuletzt im Jahre 

— 
Bemerkungen: 


Gegen die vorſtehend bezeichnete Perſon iſt am 
Steckbrief erlaſſen worden. 
Datum: Unterſchrift: 
———— — 4 
Auskunft des Strafregiſters zu 
Die verfolgte Perſon iſt nach Mittheilung de 


am durch | wegen | auf Grund von | zu 


rechtskräftig verurtheilt worden und befindet fich, wie hiernach anzunehmen, zur Zeit in Haft. 
Die verfolgte Perſon befindet ſich 
Datum: Unterſchrift: 


8) Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die all 

gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 

Sammlung S. 230) erlaſſe ich nachſtehende 
Polizeiverorduung 


betreffend 

die Beförderung gefährlicher Güter in Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen. 

§ 1. Die nachfolgenden Beſtimmungen erſtrecken 


ſich auf 
J. die im § 50 der Verkehrsordnung für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands und deſſen Anlage B auf— 
gezahlten ſprengkräftigen Stoffe (Sprengſtoffe), 

. die ebenda aufgeführten ätzenden Stoffe, 

„die nachbenannten ſeuergefährlichen, nach dem 
Grade der Gefährlichkeit in zwei Klaſſen ge: 
theilten Gegenſtände. 

J. Klaſſe. 

a. Schwefeläther (Aethyläther), Kollodium, Schwefel⸗ 
kohlenſtoff, (Schwefelalkohol), Petroleumäther 
(Gaſolin, Neolin u. dergl.) und ähnliche aus 
Petroleum, Harz, Steinkohlen⸗, Braunkohlen⸗, 
Torf- und Schiefertheer bereitete Stoffe, Towie 
alle entzündbaren Flüſſigkeiten, deren ſpezifiſches 
nnd unter 0,68 liegt, rothe rauchende Salpeter- 
äure. 

Rohes Petroleum (Rohnaphta) ſowie alle Deftillate 
aus dieſem und aus Theer-, Harz, Steinkohlen⸗, 
Braunkohlen⸗, Torf: oder Schieferölen von einem 
ſpezifiſchen Gewicht über 0,68, ſofern dieſe Deſtillate 
bei einer Temperatur von 15 Grad C. und 
darunter bei Berührung mit Feuer eine lebhafte 
Flamme erzeugen, (Benzin, Ligroin u. dergl.). 

Bucherſche Feuerlöſchdoſen, gewöhnlicher (weißer 
oder gelber) und amorpher (rother) Phosphor, 
ſowie Kolodiumwolle von mindeſtens 50% Waſſer⸗ 
gehalt. 

Folgende Gegenſtände, wenn fie feucht oder ge- 
fettet find: Kunſtwolle (Mungowolle, Shoddy⸗ 
wolle), Wollabfälle, Tuchtrümmer, Jute⸗, Baum⸗ 
wollen: und Baumwollengarn- Abfälle ſowie 
Lumpen. 


w do 


© 


II. Klaſſe. 

„Holzgeiſt, (Methylalkohol), Spiritus, Terpentinöl, 
gereinigtes Petroleum; ferner alle Deſtillate aus 
Petroleum, Theer⸗, Harg, Steinkohlen⸗, Braun- 
kohlen⸗, Torf- und Schieferölen von einem 
ſpeziſiſchen Gewicht unter 0,83 und einem Ent⸗ 
flammungspunkte über 15 Grad C. (vergl. I b). 

Streichhölzer, Reib⸗ und Streichzünder (Zünd⸗ 
lichtchen, Zündſchwämme und dergl.), China fire 
crackers, ſowie Sicherheitszünder, . h. Zünd⸗ 
ſchnüre, welche aus einem dünnen aber dichten 
Schlauche beſtehen, der mit einer verhältnißmäßig 
geringen Menge Schießpulver gefüllt iſt. 

c. Rohe Wolle, rohe Baumwolle, Flachs, Hanf, 
Werg und Jute; ferner folgende Gegenſtände, 
wenn ſie weder feucht noch gefettet ſind: Kunſt⸗ 
wolle (Mungowolle und Shoddywolle), Wol- 
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abfälle, Tuchtrümmer, Jute, Baumwollen⸗ und 

Baumwollengarn-Abfälle ſowie Lumpen. 

§ 2. Auf die Beförderung von Sprengſtoffen 
und ätzenden Stoffen in Kauffahrteiſchiſfen finden 
hinſichtlich 

a. der Zulaſſung zur Beförderung, 

b. der Herſtellung und der Verpackung ſowie der 
Angabe des Inhalts und ſonſtiger Bezeichnungen 
auf den Behältern, 

c. der über die Herſtellung, Beſchaffenheit und Ber: 
packung beizubringenden Beſcheinigungen ſoweit 
nicht nachſtehend beſondere Beſtimmungen ge— 
troffen ſind, die jeweiligen Vorſchriften der Ver⸗ 
kehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
Anwendung. 

A. Sprengſtoffe. 

Patronen von Nitroglycerin enthaltenden Prä— 
paraten (Dynamit J. II. III., Sprenggelatine, Gelatine- 
dynamit, Karbonit) müſſen außer der ſonſt vorge— 
ſchriebenen Verpackung mit einer das Eindringen von 
Waſſer oder Feuchtigkeit verhindernden Umhüllung G. 
B. mit Gummilöſung verklebten Gummibeuteln) ver: 
ſehen ſein. 

Zur Ausfuhr über See beſtimmtes Kornpulver in 
dichten Fäſſern braucht nicht zuvor in Säcke geſchüttet 


zu ſein. 

B. Aetzende Stoffe. 

Von ätzendeu Stoffen müſſen bei Verladung unter 
Deck verpackt ſein: 

1. Schwefelſäure entweder 

a. in Kiſten, welche zwei durch eine an den Wänden 
der Kiſte befeſtigte hölzerne Scheidewand getrennte 
Thonkrüge mit nicht mehr als je 30 kg Säure 
enthalten. Die Stopſel der Krüge müſſen gut 
mit Schwefelkitt verſchloſſen, mit Draht befeſligt 
und mit Pfeifenthon und einem darüber ge⸗ 
bundenen Lappen verſichert ſein. Die Krüge 
müſſen feſt in Infuſorienerde, Kreide oder Säge— 
ſpänen verpackt fein; für jede Kiſte find mindeſtens 
16 kg Verpackungsmaterial zu verwenden. 

Oder 

in eiſernen Fäſſern, welche bei einem Druck von 
mindeſtens 4 Atmoſphäre keine bleibende Ver- 
änderung zeigen, hierauf geprüft ſind und einen 
entſprechenden Stempel der Fabrik tragen. 

: Bei Verſendung nach außereuropäiſchen 
Ländern ſind nur neue Fäſſer zu verwenden, 
auch muß in dieſem Falle die Säure beim 
dichten Verſchließen der Fäſſer eine Temperatur 
von 35 Grad C. haben. 

. Salpeterfäure in Kiſten wie unter la; jedoch 
dürfen Sägeſpane als Füllmaterial nicht ver⸗ 
wendet werden. 

3. Salzſäure in Kiſten wie unter la. 

Die vorſtehenden ſtrengeren Vorſchriften für die 
Verladung von Schwefelſäure und Salzſäure finden 
auf hölzerne Segelſchiffe in der Küſtenfahrt und der 
kleinen Fahrt keine Anwendung. 
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Gemiſche von Schwefel⸗ und Salpeterſäure ſind können für kürzere Reiſen ſeitens der Ober⸗Präſidenten 


von der Verſendung ausgeſchloſſen. 

Rothe rauchende Salpeterſäure unterliegt den für 
feuergefährliche Gegenſtände (Klaſſe la), nicht den für 
ätzende Stoffe geltenden Beſtimmungen. 

§ 3. Bon den feuergefährlichen Gegenſtänden 
($ 1) müſſen behufs der Beförderung in Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen verpackt ſein: 

1. die Gegenſtände unter la entweder in Gefäßen 

aus ſtarkem, dicht vernietetem Blech oder in Ge- 

fäßen aus anderem Blech, ſtarkem Glas oder 
Thon, welche zum Schutz gegen Stöße mit ge: 
nügend ſtarker Umhüllung (Holzkiſten oder 
doppelten Körben mit Deckel) verſehen ſind: 

. die Gegenſtände unter Ib entweder wie die unter 

Ia oder in ſtarken dichten Fäſſern; 

3. von den Gegenſtänden unter Ic: 

Bucherſche Feuerlöſchdoſen in blechernen Hülſen 

in höchſtens 10 kg enthaltenden, inwendig mit 

Papier ausgeklebten Kiſten, welche in gleichfalls 

mit Papier ausgeklebte größere Kiſten eingeſtellt 

ſein müſſen, 

gewöhnlicher, (weißer oder gelber) Phosphor, von 

Waſſer umgeben, in höchſtens 30 kg faſſenden 

verlötheten Blechbüchſen, welche in ſtarken, mit 

zwei ſtarken Handhaben verſehenen, je höchſtens 

100 kg wiegenden Kiſten feſt verpackt ſein müſſen, 

amorpher (rother) Phosphor in verlötheten Bled- 

büchſen, welche in ſtarke, je höchſtens 90 kg 
wiegende Kiſten mit Sägeſpänen eingeſtellt ſein 
nrüſſen, 

Kollodiumwolle von niindeſtens 50% Waſſer⸗ 

gehalt in dicht verſchloſſenen Blechgefäßen, welche 

in dauerhaften Holzkiſten verpackt ſein müſſen; 

4. die Gegenſtände unter IIa entweder wie die unter 
Ib (ſiehe No. 2) oder auch in Glasballons 
(Demijohns u. dergl.), welche nur in einfachen 
Körben verpackt find (vergl. § 7); 

5. die Gegenſtände unter IIb in einer allſeitig ge⸗ 
ſchloſſenen feſten Holzkiſte dergeſtalt, daß der 
Raum der Kiſte völlig ausgefüllt iſt. 
§ 4. Die Behälter der im $ 1 unter Ja bis c 

aufgeführten Gegenſtände müſſen auf der äußeren 
Oberfläche die Bezeichnung des Inhalts nebſt dem Zu⸗ 
fage „Feuergefährlich“, die gewöhnlichen Phosphor 
enthaltenden Kiſten außerdem auf der oberen Seite die 
Bezeichnung „Oben“ in leicht erkennbaren, waſſer⸗ 
feſten Schriftzügen tragen. 

§ 5. Auf Schiffen, welche bei Reiſen innerhalb 
der räumlichen Grenzen der kleinen Fahrt mehr als 
10, bei weiteren Reiſen mehr als 24 Reiſende an 
Bord haben, dürſen Sprengſtoffe, mit Ausnahme der 
zur Abgabe von Signalen nothwendigen Mengen von 
Pulver und Feuerwerkskörpern, ferner die feuergefähr⸗ 
lichen Gegenſtände unter Ia und b überhaupt nicht, 
die Gegenſtände unter Ic und d aber nur auf dem 
Verdeck verladen werden. 

Hinſichtlich der feuergefährlichen Gegenſtände 


N 


Ausnahmen von dieſer Regel zugelaſſen werden. Hin⸗ 
ſichtlich der Sprengſtoffe find Ausnahmen nur in Drine 
genden Fällen (zur Beſeitigung von Eisſtopfungen pp.) 
von Seiten der Polizeibehörde des Abgangsorts des 
Schiffes unter gleichzeitiger Anordnung der erforder⸗ 
lichen Vorſichtsmaßregeln zu geſtatten. 

§ 6. Auf anderen Schiffen dürfen Sprengſtoffe 
nur unter Deck, die feuergefährlichen Gegenſtände der 
Klaſſe Ia, auf Dampfſchiffen auch diejenigen der Klaſſe Ib, 
nur auf dem Verdeck verladen werden. 

§ 7. In einfachen Körben verpackte Glasballons 
(Demijohns u. dergl.) mit feuergefährlichen Flüſſig⸗ 
keiten dürfen, ſoweit fie überhaupt zur Beförderung zu- 
gelaſſen ſind, auf allen Schiffen nur auf dem Verdeck 
verladen werden. 

§ 8. Die feuergefährlichen Gegenſtände unter 
la dürfen nur dann, wenn die Gefäße mit allſeitig 
geſchloſſenen feſten Holzkiſten umgeben ſind, in einfachen 
Körben verpackte Glasballons (Demijohns u. dergl.) 
mit feuergefährlichen oder ätzenden Flüſſigkeiten niemals 
über einander geſchichtet werden. 

8 9. Bei Verladung von Schwefel, Salpeter- 
oder Salzſäure unter Deck iſt durch eine Unterlage von 
Kalkſtein, Kreide, Sand, Kieſelguhr, Kohlen oder durch 
andere geeignete Vorkehrungen die Berührung aus— 
fließender Säure mit der Schiffswand und der übrigen 
Ladung zu verhindern. 

Die Beſtimmungen dieſes und des vorhergehenden 
Paragraphen finden auf hölzerne Segelſchiffe in der 
Küſtenfahrt und der kleinen Fahrt keine Anwendung. 

§ 10. Schiffe, in welchen mehr als die Hälfte 
des Nettoraumgehalts mit feuergefährlichen Gegen⸗ 
ſtänden der Klaſſe Ib unter Deck ausgefüllt iſt, müſſen 
mit einer wirkſamen Oberflächen ventilation verſehen fein. 

§ 11. Sprengſtoffe und feuergefährliche Gegen⸗ 
ſtände dürfen niemals über den Keſſelräumen verſtaut 
werden. Alle feuergefährlichen Gegenſtände ſind mög⸗ 
lichſt weit, diejenigen der Klaſſe I ſowie die Spreng- 
ſtoffe mindeſtens 2 m in horizontaler Richung von 


Keſſelräumen, Herden und Oefen entfernt, zu ver⸗ 


ſtauen. 

§ 12. Sprengſtoffe und die unter Deck zu ver⸗ 
ladenden feuergefährlichen Flüſſigkeiten find in ge: 
ſchloſſenen Räumen zu verſtauen, welche in Dampf⸗ 
ſchiffen durch waſſerdichte Schotte von Maſchinen und 
Keſſelräumen getrennt ſind. 

§ 13. Sprengſtoffe dürfen mit ſolchen feuer- 
gefährlichen Gegenſtänden, welche nur auf dem Verdeck 
verladen werden durfen (ſiehe 88 5, 6 und 7), nicht 
auf demſelben Schiffe befördert werden. 

Ausgenommen von dieſem Verbot iſt die gleich⸗ 
zeitige Beförderung von Pulver und Munition mit 
den unter Ib aufgeführten feuergefährlichen Flüſſigkeiten, 
wenn das Pulver und die Munition in einer beſonderen 
Pulverkammer untergebracht und die bezeichneten 
Flüſſigkeiten in eiſernen Trommeln verpackt und 
möglichſt weit, mindeſtens aber 3 m von derjenigen 
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Stelle des Decks entfernt, verſtaut find 
ſich die Pulverkammer befindet. 

§ 14. Zündungen, mit Ausnahme der Zünd⸗ 
ſchnüre, aber einſchließlich der Zündhütchen und Zünd⸗ 
ſpiegel, fertige mit Zündungen verſehene Patronen, 
überhaupt alle ſprengkräftigen Fabrikate, welche chlorſaure 
oder pikrinſaure Salze, Knallqueckſilber, Knallſilber oder 
Knallgold, rein oder in Gemiſchen oder Präparaten, 
enthalten, dürfen mit den ſonſtigen Sprengſtoffen nicht 
in demſelben Raume verladen werden, ſondern ſind, 
wenn thunlich, in einem Raum unterzubringen, welcher 
von dem, die ſonſtigen Sprengſtoffe enthaltenden 
möglichſt weit, mindeſtens aber 3 m in horizontaler 
Richtung entfernt liegt. Enthält das Schiff nur zwei 
Räume, ſo ſind die unterſchiedenen beiden Arten von 
Sprengſtoffen zu verſchiedenen Seiten der Trennungs⸗ 
wand und zwar auf jeder Seite möglichſt weit, min⸗ 
deſtens aber 3 m in herizontaler Richtung von dieſer 
entfernt, unterzubringen. Enthält das Schiff nur einen 
Raum, ſo muß dieſer für den Fall, daß eine gleichzeitige 
Beförderung von Sprengſtoffen beiderlei Art ſtattfinden 
ſoll, durch Errichtung einer feſten dicht gefügten 
Zwiſchenwand in zwei Räume getheilt werden; die 
Sprengſtoffe ſind alsdann gleichfalls, wie vorſtehend 
angegeben, zu verſchiedenen Seiten der Zwiſchenwand 
zu verſtauen. Bei der Unterbringung ſind in jedem 
Falle die Vorſchriften der E$ 9 und 10 zu beriid: 
ſichtigen. 

$ 15. Sprengſtoffe dürfen nicht mit feuergefähr⸗ 
lichen Gegenſtänden oder Steinkohlen, chlorſaures Kali 
oder Miſchungen deſſelben auch nicht mit flüſſigen 
Mineralſäuren in denſelben Räumen verladen werden. 
Die bezeichneten Gegenſtände ſind von einander mög- 
lichſt weit, mindeſtens aber 2 m in horizontaler 
Richtung entfernt, unterzubringen. Die Räume, in 
denen Sprengſtoffe verſtaut werden, müſſen einen 
eigenen Zugang haben. Andere als die vorſtehend be⸗ 
zeichneten Güter dürfen zwar mit Sprengſtoffen in 
denſelben Räumen verladen werden, müſſen aber von 
dieſen durch geeignete Garnirung (Zwiſchenlagen) völlig 
getrennt gehalten werden. 

$ 16. Salpeterſäure und Schwefelſäure ſind bei 
Verladung unter Deck möglichſt weit, mindeſtens aber 
10 m in horizontaler Richtung von einander entfernt 
und zwar in getrennten Räumen zu verſtauen; beide 
Säuren, namentlich aber Salpeterſäure ſind nicht un⸗ 
mittelbar neben leicht brennbaren Stoffen (S I, 1d 
und Ile) zu lagern. 

§ 17. Behälter mit Brennſtoffen oder ätzenden 
Stoffen find im Schiffsraume fo feft zu verſtauen, daß 
Nie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten oder 
Herabfallen aus oberen Lagen möglichſt geſichert ſind. 
Insbeſondere dürfen Tonnen nicht aufrecht geſtellt, 


„unter welcher 


die Behälter noch ihr etwa ausgeſtreuter Inhalt mit 
Eiſen in Berührung kommen können. 

$ 18. Das Ueberladen von Sprengſtoffen und 
ätzenden Stoffen hat unter ſorgfältiger Vermeidung 
von Erſchütterungen zu erfolgen; die Behälter dürfen 
deshalb nicht gerollt oder geworfen werden. 

$ 19. Wird während des Ladens oder Löſchens 
von Sprengſtoffen oder feuergefährlichen Gegenſtänden 
Feuer auf dem Schiffe unterhalten, ſo ſind geeignete 
Vorkehrungen zur Verhütung des Funkenfluges zu 
treffen. Dabei ſind die Schornſteine der Schiffskombüſen 
und Oefen ſowie die Schornſteine von Hülfsmaſchinen 
mit Funkenfängern zu verſehen, ſofern nicht dieſe 
Schornſteine in den Hauptſchornſtein eingeführt ſind. 

Die Verladungsplätze müſſen, wenn das Laden 
oder Löſchen in der Dunkelheit ſtattfindet, mit feſt⸗ und 
hochangebrachten Laternen erleuchtet fein. 

§ 20. Schiffsräume, in welchen feuergefährliche 
Gegenſtände oder Sprengſtoffe verladen ſind, dürfen 
nicht mit anderem Lichte als mit zuverläſſigen Sicher⸗ 
heitslampen betreten werden; das Tabakrauchen in 
dieſen Räumen iſt unterſagt. 

Während des Ladens und Löſchens darf auf dem 
Schiffe überhaupt nicht geraucht werden. 

Auf Binnengewäſſern müſſen Kauffahrtei⸗ 
ſchifte mit Sprengſtoffen von mehr als 35 Kilogramm 
als Warnungszeichen eine von Weitem erkennbare, ſtets 
aufgeſpannt gehaltene ſchwarze Flagge mit einem weißen 
P führen. 

§ 22. Der Befrachter hat dem Verfrachter und 
der Ablader dem Schiffer vor der Verladung unter 
Beifügung der nach § 2 erforderlichen Beſcheinigungen 
die Güter als ätzende, feuergefährliche oder als Spreng⸗ 
ſtoffe anzuzeigen und die Art derſelben genau zu be⸗ 
zeichnen. Die gleiche Anzeige hat zu machen: 

1. wer die Güter dem Befrachter oder Ablader 

behufs der Verladung überſendet, dem Befrachter 
oder dem Ablader; 
wer die Güter einem anderen als dem Befrachter 
oder Ablader zur Weiterbeförderung behufs der 
Verladung überſendet, ſeinem unmittelbaren Nach⸗ 
manne. 
Der Anzeige bedarf es nicht bei der Verſendung 
von Spiritus, Terpentinöl, raffinirtem Petroleum, 
roher Wolle, roher Baumwolle, Flachs, Hanf, Werg, 
Jute, Reib⸗, Streich- und Sicherheitszündern, ſofern 
dieſe Güter unter der handelsüblichen Benennung und 
in den handelsüblichen Unſchließungen oder Verpackun⸗ 
gen zur Verladung geliefert werden. 

In den Konnoſſementen oder anderen Seever: 
ladungsſcheinen über ätzende oder feuergefährliche Gegen⸗ 
ſtände ift die Gattung (§ 1) ſowie die Art der Ver: 
packung der Güter anzugeben, bei Sprengſtoffen und 


müſſen vielmehr gelegt und durch geeignete Unterlagen feuergefährlichen Gegenſtänden der Klaſſe Ia—c unter 
und Garnirung gegen rollende Bewegung geſichert Hinzufügung des Vermerks „Exploſiv“ bezw. „Feuer⸗ 


werden. 
Bei Verladung von Pulver, Sprengſalpeter und 
brennbarem Salpeter ift Vorſorge zu treffen, 


gefährlich“. 
§ 23. Der Führer eines Kauffahrteiſchiffes, auf 


daß weder welchem dem Reichsgeſetz gegen den verbrecheriſchen 
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oder gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengftoffen 
vom 9. Juni 1884 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) unter⸗ 
liegende Sprengſtoffe ſich befinden, muß den vorge⸗ 
ſchriebenen Erlaubnißſchein zum Beſitz von Sprengſtoffen 
oder beglaubigte Abſchrift deſſelben bei ſich führen und 
auf Verlangen vorzeigen. 

§ 24. Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende 
Vorſchriften werden, ſoweit nicht die Beſtimmungen des 
Strafgeſetzbuchs ($ 367 Nr. 5) und des Reichsgeſetzes 
gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Ge⸗ 
brauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 61) Anwendung finden, mit Geldbuße 
von zwanzig bis hundert Mark beſtraft. 

§ 25. Die gegenwärtigen Beſtimmungen finden 
bei der Beförderung von Sprengſtoffen, ätzenden Stoffen 
und feuergefährlichen Gegenſtänden ſowohl in deutſchen 
wie auch in ausländiſchen Kauffahrteiſchiffen Anwendung, 
ſofern die Verladung, in den Fällen der § 19 und 
20 die Verladung oder Löſchung, im Geltungsbereiche 
diefer Verordnung erfolgt. 

Den Beſtimmungen der § 21 und 23 unter- 
liegen Kauffahrteiſchiffe mit der dort bezeichneten Ladung, 
ſo lange ſie ſich im Preußiſchen Hoheitsgebiete befinden. 

„Die einſchränkenden Beſtimmungen des 1. Abſatzes 
des § 5 finden auf die Munitionstransporte für die 
im Auslande befindlichen Schiffe und Fahrzeuge der 
Kaiſerlichen Marine keine Anwendung, ſofern die Mu⸗ 
nition in beſonderen, gegen Feuersgefahr möglichſt ge- 
ſicherten Pulvertonnen verſtaut wird. 

Die §§ 3 bis 6 finden keine Anwendung bei der 
Veförderung feuergefährlicher Gegenſtände in ſolchen 
Schiffen, bei welchen die Verladung ausſchließlich in 
Tanks oder Ciſternen erfolgt. 

§ 26. Den zuſtändigen Polizeibehörden bleibt 
vorbehalten, für das Laden und Löſchen von Spreng⸗ 
ſtoffen und feuergefährlichen Gegenſtänden, ſowie für 
das Verhalten der Sprengftoffe an Bord führenden 
Kauffahrteiſchiffe, in Häfen, auf Revieren und Flüſſen 
weitere Vorſchriften zu erlaſſen. 

8 27. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten 
am 1. Januar 1897 in Kraft. Von dem gleichen 
Zeitpunkt ab iſt die Verordnung vom 2. Juli 1889, 
betreffend die Beförderung feuergefährlicher, nicht zu 
den Sprengftoffen gehörender Gegenſtände in Kauf 
fahrteiſchiffen, aufgehoben. 

Berlin, den 17. September 1896. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage: 
gez. von Wendt. 
Bekanntmachung. 
Die britiſchen Kolonien Aſcenſion und St. 
Helena werden zum 1. Oktober dem Weltpoſtverein 
angeſchloſſen. 

Der Briefverkehr mit dieſen Inſeln regelt ſich 
demnächſt nach den Beſtimmungen des Vereinsdienſtes. 

Berlin W., den 25. September 1896. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 

von Stephan. 


4) 


— 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
5) Dieſen Stück des Antsblattes ift eine Beilage; 
enthaltend die Erlaubniß zum Geſchäftsbetriebe in 
Preußen für die Erſte Oeſterreichiſche Allgemeine Un⸗ 
fall⸗Verſicherungs-Geſellſchaft in Wien, ſowie einem 
Auszug aus den Statuten der Geſellſchaft, beigefügt. 
Es wird hierauf mit dem Bemerken hingewieſen, daß 
Ludwig Schurgaſt in Berlin (Neu⸗Kölln a. W. 1) 
zum Generalbevollmächtigten der Geſellſchaft für das 
Königreich Preußen ernannt worden iſt. 
Marienwerder, den 28. September 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
6) Der elfjährige Schüler Theodor Wisniewski 
und der dreizehnjährige Schüler Wladislaus Koßmann 
— beide zu Thorn — haben ſich am 31. Juli d. J. 
an der Rettung des neunjährigen Schulknaben Johann 
Wojciechowski vom Tode des Ertrinkens im Winter⸗ 
hafen daſelbſt, Koßmann auch an der Rettung des beim 
Rettungswerke ſelbſt dem Tode des Ertrinkens nahe⸗ 
gebrachten Wisniewski mit Muth und Entſchloſſenheit 
und nicht ohne eigene Lebensgefahr betheiligt, was ich 
belobigend mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß 
bringe, daß ich dem Koßmann für ſeine That eine 
Prämie von 20 Mark bewilligt habe. 

Marienwerder, den 19. September 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
7) Mit den ausführlichen Vorarbeiten für die neue 
Eiſenbahnlinie Schönſee⸗Strasburg wird demnächſt be- 
gonnen werden. 

Dies wird mit dem Erſuchen zur Kenntniß ge- 
bracht, den mit dieſen Arbeiten betrauten Beamten 
und Arbeitern das Betreten von Grundſtücken und 
Gehöften zu geſtatten. 

Marienwerder, den 29. September 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

8) Bekanntmachung, 
Königlich Preußiſche Staatsbahnen, Groß: 
herzoglich Oberheſſiſche Staatsbahnen, Groß— 
herzoglich Olden burgiſche Staatsbahnen und 
angeſchloſſene Privatbahnen. — Tarif für die 
Beförderung von Leichen, lebenden Thieren 

und Fahrzeugen. 

Mit Gültigkeit vom 1. Oktober 1896 tritt ein 
neuer Tarif für die Beförderung von Leichen, lebenden 
Thieren und Fahrzeugen in Kraft, gültig: 

I. für den Wechſelverkehr zwiſchen Stationen der 
Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnen und 
Station Kempen der Breslau-Warſchauer Eiſen⸗ 
bahn einerſeits und Stationen folgender Bahnen: 
a) der Altdamm⸗Colberger, Oſtpreußiſchen-Süd⸗ 

bahn und der Nebenbahn Hansdorf-⸗Priebus; 

b) „ Dahme⸗Uckroer, Marienburg⸗Mlawkaer und 

Stargard⸗Cüſtriner Eiſenbahn; 

c) „ Meppen⸗Haſelünner Eiſenbahn und Bent- 
heimer Kreis⸗Bahn; 

d) „ Arnſtadt⸗Ichtershauſener, Eiſenberg Croſſe⸗ 
ner, Hohenebra⸗Ebeleber, Ilmenau-Groß⸗ 


breitenbacher, Neuhaldensleber, Oſterwieck⸗ 
Waſſerlebener, Ruhlaer und Weinar⸗Berka⸗ 
Blankenhainer Eiſenbahn; 

Großherzoglich Oberheſſiſchen und der Groß— 
herzoglich Oldenburgiſchen Staatsbahn, der 
Braunſchweigiſchen Landes-, Dortmund- 
Gronau-Enſcheder, Eiſern-Siegener, Halber⸗ 


e) 7 
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ſtadt⸗Blankenburger, Kreis- Oldenburger, 
Farge⸗Vegeſacker und Hoyaer Eiſenbahn, 
der Holländiſchen Eiſenbahn (bezüglich der 


Stationen Bentheim, Kranenburg, Kranen 10) 


burg - (Grenze), Gildehaus, Gildehaus.“ 


(Grenze) und Schüttorf,) der Nordbrabant, werden könne: 
Deutſchen Eiſenbahn (bezüglich der Sta- Ant 
tionen Asperden, Birten, Goch, Haſſum, Th. II der Allgemeinen Gerichts- 


Pr. Uedem und Kanten) andererſeits: 
II. für den Binnenverkehr der Dahme⸗Uckroer, Marien— 


burg⸗Mlawkaer und Stargard-Cüſtriner zur Pflicht gemacht worden, dieſer 


mündliche Anzeige bei dem zuſtändigen 


den Perſonen⸗, Gepäck, ſowie Eil- und Frachtſtückgut⸗ 
verkehr eröffnet. 

Die Annahme und Auslieferung von Spreng⸗ 
ſtoffen, ſchwerwiegenden Fahrzeugen und lebenden 
Thieren (einzelne Stücke in Käfigen ausgenommen) 
bleibt auch fernerhin in Liſſomitz ausgeſchloſſen. 

Nähere Auskunft ertheilt auf Verlangen unſer 
Verkehrsbüreau. 

Danzig, den 28. September 1896. 
Königliche Eiſenbahn-⸗Direction 
Bekauntmachung. 
Damit bei Sterbefällen von dem Richter geprüft 
ob eine Siegelung des Nachlaſſes von 
swegen zu veranlaſſen fei, iſt in dem $ 23 Tit. 5 
Ordnung den int 


Sterbehauſe gegenwärtigen Verwandten oder Haus⸗ 


genoſſen des Verſtorbenen, ingleichen ſeinem Hauswirthe 
halb ſchriftliche oder 
Amtsgerichte 
die Erben oder die 
des außer Verantwortung 


Gläubiger Verſtorbenen 


Wir machen auf dieſe geſetzliche Vorſchrift in 


Eiſenbahn; 

III. „ „Binnen- und Wechſelverkehr der zu d ge- zu erſtatten, wenn fie fidh gegen 
nannten Bahnen unter ſich; 

IV. „ „S Weckhſelverkehr der zu e genannten Bahnen jegen wollen. 
unter fih und mit den Bahnen zu d; 

V. „ „ Wechſelverkehr der Königlich Preußiſchen, 


Staatseiſenbahnen mit Station 
der Breslau-Warſchauer Eifenbahn. 

Durch denſelben werden für Groß vieh (Rind⸗ 
vieh, Maulthiere, Eſel, Fohlen u. f. w.) und Kleinvieh 
(Schweine, Kälber, Schafe, Ziegen, Hunde, Gänſe u. ſ.w.) 
in Wagenladungen die Unterſchiede in den Einheits⸗ 
ſatzen der öſtlichen und weſtlichen Eiſenbahnen beſeitigt 
und die niedrigen Tarifſätze der öſtlichen Staatsbahnen 
auf den geſammten Verkehr ausgedehnt. Ausgenommen 
hiervon ift die Dahme⸗Uckroer, Marienburg⸗Mlawkaer, 
Oberheſſiſche und Oſtpreußiſche Südbahn, für deren 
Strecken die bisherigen Sätze beſtehen bleiben. 

Aufgehoben werden hierdurch nunmehr vollſtändig 
die Tarife für: 


„ Weſtlichen „ 
„ Oſt⸗weſtlichen, 
„ Binnen: 1 der Stargard⸗ 

Cüſtriner Eiſenbahn vom 1. Oktober 1889; 
- „n Staatsbahn-Stargard-Cüftriner Vieh⸗ ꝛc. Ver- 

kehr vom 1. Juni 1893. 

Die in den Tarif aufgenommenen zuſätzlichen 
Beſtinnnungen zur Verkehrsordnung find gemäß den 
Vorſchriften unter 1 (2) genehmigt worden. 

Ueber die Höhe der Frachtſätze ertheilen die Ab⸗ 
fertigungsſtellen, ſowie die Auskunftsbüreaus, Auskunft. 


Danzig, den 30. September 1896. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Bekanntmachung. 
Am 1. November d. J. wird die an der Bahn⸗ 
ſtrecke Thorn⸗Graudenz zwiſchen Oſtaszewo und Mocker 
i. Wpr. belegene Halteſtelle Liſſomitz, welche bisher 
nur dem Wagenladungsgüterverkehr diente, auch für 


„ 15. Mai 1895; 
1. April 1895; 


” rt 


” m n 


Bun 


i 


9) 


Pauline Müller 


ſuchung aus Butter ran 


Händen von Laien Schaden zu ſtiften, 


den Oeſtlichen Vieh- ꝛc. Verkehr vom 1. April 1895; 12) 


Folge einer Anweiſung des Herrn Juſtiz-Miniſters 


Kempen noch beſonders aufmerkſam. 


Marienwerder, den 1. Oktober 1896. 
Königliches Oberlandesgericht. 
Bekanntmachung. 
Die hier, Puttkamerſtraße 10, wohnhafte Wittwe 
„geborene Lucke, vertreibt eine Augen⸗ 
ſalbe, welche nach dem Ergebniß der chemiſchen Unter⸗ 
zigen Geruchs mit einem Zuſatz 
von rund 2 % Queckſilberoxyd beſteht. Vor der An- 
wendung dieſer Salbe, welche geeignet iſt, in den 
wird gewarnt. 


11) 


Berlin, den 8. September 1896. 
Der Polizei⸗Präſident. 
von Windheim. 
Bekanntmachung. 
Unter der Aufſchrift „Lunge und Hals“ wird 
neuerdings in Zeitungen vielfach ein früher unter dem 
Namen „Homerianathee“ feilgehaltener Bruſtthee als 
Heilmittel gegen Bruſt⸗ und Halskrankheiten (Lungen⸗ 
tuberkuloſe, Luftröhrenkatarrh, Huſten, Heiſerkeit u. A.) 
von einem Agenten Ernſt Weidemann in Liebenburg 
am Harz angeprieſen und in Päckchen von 60 Gramm 
Inhalt — bei einem reellen Werthe von 5—6 Pfg. 
— zum Preiſe von 1 Mark verkauft. — Das Mittel, 
welches angeblich aus einer nur in Rußland vor- 
kommenden Knöterichpflanze gewonnen wird, beſteht 
nach ſachverſtändiger Unterſuchung aus einfachem Vogel⸗ 
knöterich, der an allen Wegen und oft auch in weniger 
verkehrsreichen ſtädtiſchen Straßen zwiſchen den Pflaſter⸗ 
ſteinen wächſt. Eine ſpezifiſche Heilwirkung hat das 
genannte Kraut nicht. Solches wird zur Warnung 
für das Publikum hierdurch bekannt gemacht. 
Berlin, den 15. September 1896. 
Der Polizei⸗Präſident. von Windheim. 
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13) Polizei⸗Verordnung 


betreffend das Schlafſtellweſen in der Stadt Leſſen. 


Auf Grund der § 5 und 6 des Geſetzes über 


die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 und der 
85 143 und 144 des Landes - Verwaltungs - Gefeges 


vom 30. Juli 1883 wird mit Zuſtimmung des 
Magiſtrats für den Polizei Bezirk der Stadt Leſſen 
nachſtehende Polizei-Verordnung erlaſſen: 

§ 1. Niemand darf in den von ihm und feinen 
Familienangehörigen benutzten Wohnräumen Anderen 
gegen Entgelt Schlafſtelle gewähren, wenn nicht die 
von ihm ſelbſt, ſeinen Familienangehörigen und den 
Schlafleuten zu benutzenden Schlafräumlichkeiten fol⸗ 
genden Anforderungen entſprechen: 

a. Jeder Schlafraum muß für diejenigen Perſonen, 
welche derſelbe für die Schlafzeit aufnehmen ſoll, 
mindeſtens je drei Quadratmeter Bodenfläche 
und je zehn Kubikmeter Luftraum auf den Kopf 
enthalten. 

Für Kinder unter ſechs Jahren genügt ein 

Drittel, für Kinder von ſechs bis zu vierzehn 

Jahren zwei Drittel jener Maße; 

b. kein Schlafraum darf mit Stallungen und Mb- 
orten in offener Verbindung ſtehen 
$ 2. Sämmtliche Raume, welche zur Herſtellung 

und Zubereitung (Werkſtätten), Verpackung, Lagerung, 
Verkauf ꝛc. (Läden und Lagerräume) von Nahrungs⸗ 
und Genußmitteln in Brod- und Kuchenbäckereien, 
Konditoreien, Molkereien, Käſereien, Fleiſchereien, 
Wurſtfabriken und dergleichen dienen, dürfen als 
Schlafſtellen auch nicht vorübergehend weder für 
Schlafgäſte noch für die Geſchäftsinhaber und deren 
Familienangehörigen, Geſellen, Lehrlinge oder Dienft- 
boten benutzt werden. 

§ 3. Niemand darf ohne beſondere Erlaubniß 
der Polizei = Verwaltung Schlafleute verſchiedenen Ge- 
ſchlechts gleichzeitig bei ſich aufnehmen oder behalten, 
außer wenn ſie zu einander im Verhältniß von Ehe⸗ 
leuten, Eltern, Kindern oder von Geſchwiſtern ſtehen. 

Abgeſehen hiervon dürfen Schlafleute, ſoweit nicht 
eins der vorbezeichneten Verhältniſſe vorliegt, nur in 
ſolchen Räumen zum Schlafen untergebracht werden, 
welche nicht zugleich für Perſonen des anderen Ge— 
ſchlechts zum Schlafen dienen. 

§ 4. Für jeden erwachſenen, über 14 Jahre 
alten Schlafgaſt und je zwei Kinder muß eine beſondere 
Lagerſtätte bereit ſein. Dieſelbe muß mindeſtens aus 
einem Strohſacke, einem Strohkopfkiſſen und einer 
wollenen Decke beſtehen. 

§ 5. Wer Schlafleute aufnimmt, iſt verpflichtet, 
innerhalb drei Tagen nach der Aufnahme des Schlaf⸗ 
gaſtes bei der Polizeibehörde mündlich oder ſchriftlich 
Anzeige zu erſtatten, auch auf Erfordern über die per⸗ 
ſönlichen, Steuer- und Militär⸗Verhältniſſe Auskunft 
zu geben. Die Polizeibehörde ertheilt hierauf dem 
Wohnungsinhaber nach Prüfung der von demſelben 
vorzuweiſenden Schlafräume eine Beſcheinigung. In 
gleicher Weiſe muß der Wohnungsinhaber die Namen 


ſeiner Familienangehörigen, Geſellen, Lehrlinge und 
Dienſtboten wie auch ſeiner Schlafleute auf polizeiliches 
Erfordern jeder Zeit angeben. 

Sind den Beſtimmungen der §§ 1 bis 4 zu- 
wider Schlafleute aufgenommen, ſo ordnet — abgeſehen 
von der Beſtrafung des Zuwiderhandelnden — die 
Polizeibehörde deren Entlaſſung an. 

Tritt ſpäter eine Vermehrung in dem Familien⸗ 
ſtande des Wohnungsinhabers oder in der polizeilich 
für zuläſſig erklärten Zahl der Schlafleute ein, oder 
werden die angezeigten Schlafräume, wenn auch nur 
theilweiſe, verringert, ſo iſt in der vorbezeichneten Friſt 
eine neue Anzeige unter Beifügung der früheren poli— 
zeilichen Beſcheinigung erforderlich, auf welche ebenſo, 
wie auf das weitere Verfahren, die Beſtimmungen 
der vorigen beiden Abſätze Anwendung finden. 

§ 6. Mit Geldſtrafe bis zu neun Mark, an 
deren Stelle im Unvermögensfalle eine Haft bis zu 
drei Tagen tritt, wird beſtraft, wer den Beſtimmungen 
dieſer Polizei⸗Verordnung zuwiderhandelt oder den in 
Gemäßheit des § 5 ergehenden polizeilichen Anord⸗ 
nungen und Aufforderungen Folge zu leiſten unterläßt. 

Dieſe Strafbeſtimmungen finden auch auf den- 
jenigen Anwendung, welcher mit oder ohne Auftrag 
des Wohnungsinhabers als deſſen Vertreter handelt 
oder welcher in Abweſenheit des Wohnungsinhabers 
als deſſen Vertreter zu betrachten iſt. 

§ 7. Die Polizeibehörde ift befugt, Perſonen, 
welche in den letzten fünf Jahren wegen Verbrechens 
oder Vergehens gegen die Sittlichkeit oder wegen 
Uebertretung der ſittenpolizeilichen Vorſchriften beſtraft 
ſind oder welche unter Polizeiaufſicht ſtehen, das Hal⸗ 
ten von Schlafleuten zu unterſagen. 

§ 8. Dieſe Polizei- Verordnung tritt am 1. 
Oktober 1896 in Kraft. 

Die alsdann vorhandenen Schlafleute gelten als 
an jenem Tage aufgenommen; die Anzeige bezüglich 
derſelben braucht jedoch erſt bis zum 1. November 
1896 zu erfolgen und darf, ſofern die Schlafleute vor 
dieſem Tage entlaſſen werden, gänzlich unterbleiben. 

Die Strafbeſtimmung des § 6 findet auf den 
vorigen Abſatz entſprechende Anwendung. 

Leſſen, den 20. Auguſt 1896. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
Chroscielewski, Bürgermeiſter. 
4) Bekanntmachung. 

Durch rechtskräftigen Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
vom 20. Auguſt d. Is. find die dem Mühlenbeſitzer 
Stock in Stockmühle gehörigen, von der Feldmark 
Neu Mösland umſchloſſenen Wieſen von 3 ha 18 ar 
90 qm Größe, von dem Gutsbezirk Alt Janiſchau ab- 
getrennt und mit der Landgemeinde Neu Mösland 
vereinigt worden. 

Marienwerder, den 15. September 1896. 

Der Kreis⸗Ausſchuß. 
15) Bekanntmachung. 

Der Rittergutsbeſitzer Hans Maercker in Rohlau 

beabſichtigt, die ihm gehörige und auf dem Vorwerke 


Roßgarten gelegene Waſſerkraft des Montaufluffes, 
welche früher einen Eiſenhammer betrieb, jetzt zum 
Maſchinenbetriebe und zur Beleuchtung auf ſeinem Gute 
Rohlau auszunutzen und zwar mittelſt Turbine unter 
Benutzung des Montaufluſſes bei Anwendung derſelben 
Fachbaumhöhe und eines Staues, welcher um 26 em 
über eine von dem dort vorhandenen Merkpfahl be⸗ 
ſtehende Marke hinausgehen fol. 

Die diesbetreffenden Beſchreibungen und Reidh- 
nungen liegen während der Dienſtſtunden in dem Büreau 
des Kreis- Ausſchuſſes hierſelbſt zu Jedermanns Ein⸗ 
ſicht aus. 

Vorſtehendes bringe ich hierdurch in Gemäßheit 


des Geſetzes vom 28. Februar 1843 mit dem Bemerken 


zur öffentlichen Kenntniß, daß etwaige Wiederſpruchs⸗ 
rechte und Entſchädigungsanſprüche binnen 3 Monaten, 
vom Tage des Erſcheinens des erſten (dieſe Bekannt⸗ 
machung enthaltenen) Amtsblatts angerechnet bei dem 
Kreis⸗Ausſchuſſe anzumelden ſind, widrigenfalls Die- 
jenigen, welche ſich binnen der beſtimmten Friſt nicht 
gemeldet haben, in Beziehung auf das zur Bewäſſerung 
zu verwendende Waſſer ſowohl ihres Widerſpruchsrechts 
als des Anſpruchs auf Entſchädigung verluſtig gehen 
und in Beziehung auf das zu bewäſſernde oder zu den 
Waſſerleitungen zu benutzende Terrain ihr Wider⸗ 
ſpruchsrecht gegen die Anlage verlieren, und nur einen 
Anſpruch auf Entſchädigung behalten. 
Schwetz, den 21. September 1896. 
Der Landrath. 
Bekanntmachung. 


16) 
hufs Tilgung der Konitzer Kreisſchuldverſchrei⸗ 


Be 

bungen: 
Buchſtabe A. Nr. 60 und 114 zu je 1000 Mark, 
„ C. „ 159, 165 und 167 zu je 200 Mark 
ausgelooſt. Dieſe werden den Beſitzern mit der Auf⸗ 
forderung gekündigt, die Kapitalbeträge vom 2. Januar 
1897 ab bei unſerer Kreiskommunalkaſſe hier oder bei 
dem Bankier S. Frenkel in Berlin W., Behrenſtraße 67 
gegen Rückgabe der Schuldverſchreibungen mit den dazu 
ehörigen nach dem 2. Januar 1897 fälligen Zins⸗ 
ſcheinen und den Zinsſcheinanweiſungen baar in Empfang 
zu nehmen. Eine Verzinſung über den genannten Zeit⸗ 
punkt hinaus findet nicht ſtatt. 

Konitz, den 11. Juni 1896. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Konitz. 

17) Berfonal-Chronif. 

Der durch die Verſetzung des Regierungsaſſeſſors 
Fröhlich nach Erfurth erledigte Vorſitz in den Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſtonen, für die Kreiſe 
Culm und Schwetz, ſowie in den Steuerausſchüſſen für 
die Gewerbeſteuerklaſſen III und IV, iſt dem Königl. 
Staatsanwalt Wohlfarth aus Oppeln mit Anweiſung 
ſeines dienſtlichen Wohnſitzes in Culm übertragen worden. 

Der Kanzlei⸗Diätar Wernicke hierſelbſt iſt zum 
Regierungs⸗Kanzliſten befördert. 

Der Regierungs⸗Kanzliſt Rehfeld in Hildesheim 
die hieſige Regierung verſetzt. 
Der Regierungs⸗Kanzliſt Ohnmacht iſt vom 1. 


iſt an 
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Oktober d. Is. ab mit Penſ 
treten. 

Die Wahl des Kaufmannes Salomon Gold— 
ſtandt zum unbeſoldeten Rathmann der Stadt Löbau 
iſt beſtätigt worden. 

Im Kreiſe Konitz 
Gutsvorſteher Janke zu 
des Amtsvorſtehers für 
ernannt. 

Der bisherige Förſter und interimiſtiſche Revier⸗ 
förſter Tappert zu Gunthen, in der Oberförſterei 
Rehhof, iſt Seitens des Herrn Miniſters für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten deſinitiv zum Revier⸗ 
förſter ernannt worden. 

Die Wahl des Regierungsbaumeiſters Otto 
Schultze zum beſoldeten Stadtbaurath der Stadt 
Thorn iſt beſtatigt worden. 

Im Kreiſe Konitz iſt der Gemeindevorſteher 
Zſcheck zu Karßyn nach abgelaufener Amtsdauer wieder 
zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Karßyn ernannt. 

Verſetzt ift: der Poſt⸗Sekretär Kiehlmann von 
Bromberg nach Deutſch Krone. 

Angeſtellt ſind: der Poſtpraktikant Schütze aus 
Gumbinnen als Poſt⸗Sekretär in Marienwerder, der 
Poſtanwärter Richter als Poſtaſſiſtent in Löbau Wpr. 

Verſetzt ſind: der Ober⸗Telegraphenaſſiſtent Klein⸗ 
ſchmidt von Marienwerder nach Elbing, der Dber- 
Poſtaſſiſtent Staſcheit von Dt. Eylau nach Thorn, 
der Poſtverwalter Wyſocki in Simonsdorf als Poſt⸗ 
Aſſiſtent nach Graudenz. 

Freiwillig ausgeſchieden iſt: 
Senkbeil in Neumark Wpr. 
Perſonal⸗ Veranderungen im Departement des 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 

vro Monat September 1896. 

Ernannt: 1. Gerichtsaſſeſſor Dolle aus Memel zum 
ſtändigen Hülfsarbeiter bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in Elbing. 
Referendar Gigas in Marienwerder zum Ge⸗ 
richtsaſſeſſor. 
Gerichtsvollzieher k. A. Karper in Stuhm und 

Broſius in Culm zu etatsmäßigen Gerichts⸗ 

vollziehern bei dem Amtsgerichte in Neuſtadt Wpr. 

bezw. Culm. 


Verſetzt: 1. Gerichtsaſſeſſor Dr. Hage aus Zeitz in 
den diesseitigen Bezirk unter Ueberweiſung an 
die Staatsanwaltſchaft in Elbing. 

Referendar Ernſt Beleites in Danzig in den 


ion in den Ruheſtand ge⸗ 


iſt der Rittergutsbeſitzer und 
Zbennin zum Stellvertreter 
den Amtsbezirk Krojanten 


der Ober-Poſtaſſiſtent 


Oberlandesgerichtsbezirk Naumburg a. / S. 

3. Gerichtsſchreiber, Kaſſenverwalter Lockſtaedt in 
Lautenburg als Gerich tsſchreiber an das Amts⸗ 
gericht in Konitz. 

4. Gerichtsſchreiber Lucka in Chriſtburg in der 
gleichzeitigen Eigenſchaft als Kaſſenverwalter an 
das Amtsgericht in Lautenburg. 

5. Gerichtsſchreiber Dammer in Flatow an das 
Amtsgericht in Chriſtburg. 

6. Gefangenaufſeher Wurm 1 in Pr. Stargard 


und Lindenblatt in Löbau an das landgericht⸗ 

liche Gefängniß in Thorn bezw. an das Amts⸗ 
gericht in Carth aus. 

7. Gefangenaufſeher Schmuck in Löbau als Ge⸗ 

richtsdiener an das Amtsgericht in Neuenburg. 

Zugelaſſen: Rechtsanwalt Plack in Dt. Eylau nach 


Löſchung in der Liſte der bei dem Amtsgerichte 


daſelbſt zugelaſſenen Rechtsanwalte zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dent Amtsgerichte in Jaſtrow. 

Uebernommen: Referendar Edgar Bohnſtedt aus dem 
Bezirk Königsberg. 

Entlaſſen: Referendar Dr. jur. Moritz Liepmann aus 
Danzig auf ſeinen Antrag. 

Verliehen: 1. dem Landgerichtsrath Thun in Danzig 
aus Anlaß ſeiner Penſionirung der Rothe Adler⸗ 
orden 3. Klaſſe mit der Schleife. 

2. Dem Amtsgerichtsrath v. Wreſe in Strasburg 
aus gleichem Anlaß der Rothe Adlerorden 4. Klaſſe. 

3. Dem Kanzleirath Koch aus Konitz zur Zeit 
Charlottenburg aus gleichem Anlaß der Rothe 
Adlerorden 4. Klaſſe. 

4. Den Landrichtern Cornelius in Danzig und 


Lüdtke in Graudenz der Charakter als Land— 
gerichtsrath, dem Amtsrichter Deittert in Konitz 


der Charakter als Amtsgerichtsrath. 
Penſionirt: Amtsgerichts⸗Sekretär Martins in Culm. 

Dem Fräulein Gertrud Brandt in Marien⸗ 
werder iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk 
als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 

Der 


daſelbſt vertreten. 
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Kreisſchulinſpector Dr. Hatwig in Dt. 
Krone iſt noch bis zum 1. Januar 1897 beurlaubt 
und wird von dem Kreisſchulinſpektor Bartſch eben⸗ 


l Der Pfarrer Berger in Neuenburg ift bis zum 
24. Dezember d. Is. beurlaubt und wird während 
dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor Engelien in 
Neuenburg in den Geſchäften der Ortsſchulinſpektion 
vertreten. 
18) Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der Volksſchule zu Lottyn, 
Kreis Konitz, wird zum 1. November cr. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 

ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Hoffmann zu Konitz zu melden. 
Die 1. Lehrerſtelle an der Schule zu Piwnitz, 
Brieſen, wird zum 1. November d. J. erledigt. 
Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Neidel zu Schönſee zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der neu gegründeten Schule 
in Pniewo, Kreis Schwetz, ſoll beſetzt werden. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Kießner zu Schwetz bis zum 15. Oktober d. J. 
zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Bonk, Kreis Konitz, wird 
zum 1. November cr. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche fih um die: 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Block zu Bruß zu melden. 


Kreis 


m en TE u 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 41.) 
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